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Schweiz Mittwoch, 22. September 2021

EU-Kommissionfordert
neueKohäsionsmilliarde
Brüssel MarosSefcovic, derVi-
zepräsident der EU-Kommis-
sionundneueAnsprechpartner
für die Schweiz, sagte gestern
beim Treffen der Europaminis-
ter, man erwarte von der
Schweiz eine «klare politische
Willensbekundung», dass man
trotzdemEndedesRahmenab-
kommens die für die EU drin-
genden Probleme lösen wolle.
Diese seien aus EU-Sicht die
gleichenwie bisher.

NamentlicherwähnteSefco-
vic etwa die Streitschlichtung.
Daneben nannte er den Kohä-
sionsbeitrag, der gemäss Sefco-
vic seit 2012 überfällig sei. Für
dieEU-Kommission sei esnicht
nur wichtig, dass die Schweiz
diese «Schuld» begleiche. Son-
dern dass bereits darüber ge-
sprochenwerde,wieder künfti-
ge Kohäsionsbeitrag aussehe.

Sefcovic:«Wennmansichande-
re Efta-Länder wie Norwegen
anschaut, dann ist klar, dassdies
voneinemsolchwohlhabenden
Land wie der Schweiz auch er-
wartet wird».

Der französischeEuropami-
nister Clement Beaune seiner-
seits dementierte, dass Präsi-
dent Emmanuel Macron Bun-
despräsidentGuy Parmelin von
einemgeplantenBesuchausge-
laden hatte. Berichte über
«schlechte Stimmung» oder
Kontaktsperren seien«Gerüch-
te» und «nicht exakt». Ebenso
treffe es nicht zu, dass Frank-
reichderSchweizUnterstützung
beim Rahmenabkommen ver-
sprochen hatte, wenndiese den
Rafale-Kampfjet kaufe. Es habe
nie ein «dies für das» oder eine
Art «Erpressung» gegeben, so
Beaune. (rhe)

StänderatwillEigenmietwertabschaffen
Die kleine Kammer sagt knapp Ja – strittig ist vor allemdie Frage der Kompensation.

WärederEigenmietwert einBo-
xer, sowäreer einer, der gut ein-
stecken kann. Schon seit Jahren
gilt er als angezählt und trotz-
dem übersteht er all die Atta-
cken. Gestern musste er mal
wieder in den Ring. Dieses Mal
in den Ständerat. Verhandelt
wurde einmal mehr seine Ab-
schaffung. Zwar versetzten ihm
diebürgerlichenPolitiker einige
Leberhaken, aber so richtig ent-
schlossenprügelten sienicht auf
ihn ein.

Dashatdamit zu tun,dass zu
unklar ist, was auf den Eigen-
mietwert folgensoll.Die stände-
rätlicheKommissionwollteden
komplettenSystemwechsel und
damit auchdieAbzugsfähigkeit
vonSchuldzinsen stoppen.Und
damit auch die Tourismuskan-
tonemit imBoot sind, sollteder

Eigenmietwert bei Ferienwoh-
nungenbleiben.Ansonstenhät-
ten gerade inKantonenmit vie-
len Zweitwohnungen grosse
Steuerausfälle gedroht. Mit all
diesen Voraussetzungen wähn-
te sich die Wirtschaftskommis-
sionbereit fürdenfinalenSchlag
gegen den Eigenmietwert. Die-
sen müssen Immobilienbesit-
zer, die in ihren eigenen vier
Wändenwohnen, entrichten.

EinReferendum
istwahrscheinlich
DochderSchiedsrichter inForm
des Bundesrats ging dazwi-
schen. Er äusserte gleichmehr-
fach verfassungsrechtliche Be-
denken an der Vorlage. Er be-
fand, dass Schuldzinsen
zumindest teilweise weiterhin
zum Abzug zugelassen werden

sollen.UndauchdieUnterschei-
dung zwischenErst- undZweit-
wohnung bei der Erhebung des
Eigenmietwerts sei unzulässig,
argumentierte der Bundesrat.
Mit den bundesrätlichen Vor-
schlägen wären aus den 660
Millionen jährliche Steueraus-
fälle plötzlich 1,6 Milliarden
Franken geworden.

Die Kommission sah ihre
Chancen schwinden undwollte
nichts von den Empfehlungen
des Bundesrats wissen. Ein Re-
ferendum ist der Vorlage wohl
so oder so gewiss. Ohne die
Bergkantone und bei zu hohen
Ausfällen wäre ein Absturz an
derUrnenochwahrscheinlicher.
Strittig war im Ständerat vor al-
lemdieFragedesSchuldzinsab-
zugs. Hier lenkte die kleine
Kammeraufdie bundesrätliche

Linie ein. So soll ein Schuldzin-
senabzug im Umfang von 70
Prozentder steuerbarenVermö-
genserträge weiterhin erlaubt
sein. Viele Räte taten dies aber
eher zähneknirschend: «Das ist
sicher noch nicht die beste aller
Lösungen», sagte Ruedi Noser
(FDP/ZH).Amliebstengarnicht
so lange diskutiert hätte Paul
Rechsteiner (SP/SG). Er nannte
die Vorlage eine «Bastelei» der
Kommission. Es gelte nun den
«grossen geplanten Anschlag
auf die Steuergerechtigkeit» zu
verhindern.

Mit 20 zu 17 Stimmen bei 2
Enthaltungen schickteder Stän-
derat den Eigenmietwert dann
in den Nationalrat in Runde 2.
Es dürfte nicht die letzte sein.

Michael Graber

RoteKöpfewegenDemokratie-Handbuch
DerBundunddieUni Bern verfassen einenLeitfaden zur SchweizerDemokratie – und vergessen die Frauen.Wie konnte das passieren?

Nina Fargahi

Eine neue Broschüre über das
politische System der Schweiz
sorgt derzeit für roteKöpfe.Das
Handbucherzählt dieGeschich-
te der Schweizer Demokratie
und lässt die Frauen ausser
Acht. Und das ausgerechnet im
Jubiläumsjahr des Frauen-
stimmrechts.

Der 56-seitigeLeitfadenmit
einem Vorwort von Bundesrat
Ignazio Cassis wurde mit der
Unterstützung der Universität
Bern und des Eidgenössischen
Departements für auswärtige
Angelegenheiten (EDA)erstellt.
Wie konnte es passieren, dass
der über 100 Jahre andauernde
Kampf der Frauen in der
Schweiz für politische Teilhabe
undGleichberechtigungmit kei-
nemWortgewürdigtwird –auch
nicht im Kapitel «175 Jahre of
Swiss PopularVotes»? In einem
SatzerwähntdieBroschüre zwar
die späte Einführung des Frau-
enstimmrechts, nennt den
rechtlosenStatusder Schweize-
rinnen bis 1971 allerdings ein
«Dilemma der Demokratie».
Pikant: Alle Autoren sind Män-
ner. Nur unter denCo-Editoren
sind Frauen ausgewiesen.

UniversitätBernbetreibe
sexistischeWissenschaft
«Diese Broschüre ist der gröss-
te Skandal im Jubiläumsjahr
2021», sagt dieBernerPolitolo-
gin Regula Stämpfli. In keinem
andereneuropäischenLandhät-
ten sichWissenschafterderUni-
versität undRegierungsmitglie-
der gewagt, sich derart offen in
Frauenfeindlichkeit zu äussern.
Die Universität Bern betreibe
sexistischeWissenschaft.

Marc Bühlmann, einer der
Hauptautoren der Broschüre
und Direktor von Année Politi-
que Suisse an der Universität
Bern, kann die Kritik nachvoll-
ziehen, sagt aber: «Die Gleich-
stellung war nicht Thema des
Leitfadens;wirwollten lediglich
das politische System der
Schweiz möglichst einfach er-

klären.» Im Fokus des Hand-
buchs sei die Funktionsweise
der Schweizer Demokratie ge-
standen.Manwolltemitdemet-
was romantisierenden Mythos
aufräumen, dass die Schweiz
eine direkte Demokratie sei,
undaufklären, dass es sichbeim
Schweizer System um ein Zu-
sammenspiel zwischen reprä-
sentativer und direkter Demo-
kratiehandle.Vor allem imAus-
land werde die direkte
Demokratie der Schweiz oft
ziemlich verklärt. Diese Erklä-
rungkritisiertKathrinBertschy,
Co-Präsidentin des Frauen-
dachverbands Alliance F. The-

mades Leitfadens sei ja dieDe-
mokratie gewesen. «Die Tatsa-
che, dass wir eigentlich erst seit
50 JahreneineDemokratie sind,
diedieseBezeichnungauchver-
dient, hättewohlmehrPlatz ver-
dient.»

Verteilungstoppenund
Broschüreneuverfassen?
DasEDAmöchte dieBroschüre
weltweit verteilen. Sie zeige,
dass die Schweiz eine Referenz
für die Demokratie in der Welt
sei, wie das Departement von
Bundesrat Cassis die Publika-
tion lobt.DochStämpfli fordert,
dass das Handbuch sofort zu-

rückgezogen und neu verfasst
werdenmüsse.Alleöffentlichen
Gelder, die für die Broschüre
eingesetzt worden seien, müss-
ten gestoppt werden. «Stellen
Sie sich vor, die Schweiz verteilt
Broschüren in alleWelt und die
Frauenkommendarinals kleine
Nebensache, unwichtig für das
politische System, zur Erwäh-
nung?»

Der Herausgeber der Bro-
schüre,BrunoKaufmann,wehrt
sich:«WirhattenvonAnfangan
nicht die Absicht, den Schwer-
punkt auf das Frauenstimm-
recht zu legen. Der Fokus liegt
klar auf dem heutigen Zusam-

menwirken direkter und indi-
rekterEntscheidungsprozesse.»
Er räumt aber ein: «In einer
nächsten Ausgabe werden wir
diesem Sündenfall der Schwei-
zer Demokratie auch aufgrund
der vielen Rückmeldungen
mehrGewicht geben:Dieviel zu
späte Einführung des Frauen-
stimmrechts in der Schweiz soll
und muss in Erinnerung blei-
ben.» Wird die Publikation ge-
stoppt? «Nein, wir wollen den
Demokratiepass weiterentwi-
ckeln, undzwargemeinsammit
denNutzerinnenundNutzern –
undkünftig gerneauch inweite-
ren Sprachen herausgeben»,

sagt Kaufmann. Man habe mit
der Bundeskanzlei die Publika-
tion abgesprochen, der Bund
habe8000Franken fürdieBro-
schüre aufgewendet, die restli-
chen Mittel stammten von der
«Schweizer Demokratie Stif-
tung».DieseStiftung sei verant-
wortlich für den redaktionellen
Inhalt, für die Gewichtung der
Themensowie fürdie allgemei-
ne Aufmachung des Doku-
ments, schreibtdasEDAaufAn-
frage. Es distanziert sich damit
inhaltlich von der Publikation:
«Das Aussendepartement war
nurmitdemVorwort anderBro-
schüre beteiligt.»

«Diese
Broschüre
istdergrösste
Skandal
imJubiläums-
jahr.»

RegulaStämpfli
PolitikwissenschafterinAuf dem Bundesplatz schauen Menschen die Projektion «Hommage21» zum Thema 50 Jahre Frauenstimm- und -wahlrecht an.
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